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Preußische Geſetzzammlung 


1932 | Ausgegeben zu Berlin, den 7. Mai 1932 | Nr. 25 


(Nr. 13742.) Verordnung über die Preußiſche Wohnungskreditanſtalt. Vom 4. Mai 1932, 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Haushalte von Ländern 
und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 453) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 
Unter dem Namen „Preußiſche Wohnungskreditanſtalt“ wird eine gemeinnützige Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes mit dem Sitze in Berlin errichtet. 


8 2. 

Die Verwaltung der Hauszinsſteuerhypotheken, die aus Den ſtaatlichen Hauszinsſteueranteile 
für die Bautätigkeit ſtammen und bisher von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) treuhänderiſch 
verwaltet wurden, wird der Wohnungskreditanſtalt übertragen. Der Auftrag zur treuhänderiſchen 
Verwaltung dieſer Hauszinsſteuerhypotheken durch die Gemeinden (Gemeindeverbände) wird wider⸗ 
rufen. Die näheren Beſtimmungen über die Überleitung dieſer Hauszinsſteuerhypotheken an die 
Wohnungskreditanſtalt und ihre Verwaltung durch die Wohnungskreditanſtalt treffen die zu⸗ 
ſtändigen Miniſter. Die aufkommenden Zins⸗, Tilgungs⸗ und Rückzahlungsbeträge ſind von 
der Wohnungskreditanſtalt unter gleichzeitiger Vorlage einer Rechnung nach Abzug eines von 
den zuſtändigen Miniſtern zu beſtimmenden Verwaltungskoſtenbeitrags an die Staatskaſſe 
abzuführen. 


§ 3. 

() Die Wohnungskreditanſtalt hat die Aufgabe, zur Förderung des Kleinwohnungsbaues 
und der Gründung von Siedlungen zweitſtelligen, in der Hauptſache nicht landwirtſchaftlichen 
Grundkredit zu gewähren oder zu gewährleiſten. Der zweitſtellige Grundkredit muß überwiegend 
der Errichtung von Ein⸗ und Zweifamilien-Kleinhäuſern mit Gartenland dienen mit dem Ziele, 
die Abwanderung vom Lande zu beſchränken und die Abwanderung aus den Städten zu ſtärken. 


(2) Die Wohnungskreditanſtalt darf zur Erfüllung ihrer Aufgabe (Ab. 1): 
a) langfriſtige, ſeitens des Gläubigers unkündbare Darlehen aufnehmen. Die zuſtändigen 
Miniſter können in Einzelfällen Ausnahmen genehmigen; 
b) Bürgſchaften für zweitſtelligen Grundkredit übernehmen; 
e) ſich an Unternehmungen zur Beſchaffung von Grundkredit insgeſamt mit höchſtens 
10 vom Hundert des Grundkapitals und der geſetzlichen Rücklage beteiligen. 


(3) Zur Deckung von Ausfällen aus den Darlehen der Wohnungskreditanſtalt, die nicht 
vom Preußiſchen Staate aufgenommen ſind, ſowie aus den Bürgſchaftsverpflichtungen iſt der 
Wohnungskreditanſtalt vom Preußiſchen Staate ein Bürgſchaftsſicherungsfonds zu überweiſen. 
Der Bürgſchaftsſicherungsfonds iſt geſondert von dem übrigen Vermögen der Wohnungskreditanſtalt 
zu verwalten. Die Beträge des Bürgſchaftsſicherungsfonds ſind liquide, insbeſondere in Preußiſchen 
Schatzanweiſungen, anzulegen. Dem Bürgſchaftsſicherungsfonds wachſen die aus ſeiner Verwaltung 
aufkommenden Einnahmen zu. 5 
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(4) Die aufzunehmenden Darlehen, ſoweit ſie nicht der Wohnungskreditanſtalt vom Preußi⸗ 
ſchen Staate gewährt werden, und die Bürgſchaftsverpflichtungen dürfen insgeſamt das Fünfzehn⸗ 
fache des jeweils verfügbaren Bürgſchaftsſicherungsfonds nicht überſteigen. 

(6) Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß der Wohnungskreditanſtalt weitere Auf⸗ 
gaben übertragen werden. 


SA. 

(1) Verfügbares Geld darf die Wohnungskreditanſtalt durch Anlegung bei geeigneten Kredit⸗ 
inſtituten, insbeſondere bei der Preußiſchen Staatsbank, Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt und 
Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, durch Ankauf ſolcher Wechſel und Wertpapiere, welche nach 
den Vorſchriften des Bankgeſetzes vom 30. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. II S. 235) angekauft werden 
können, nutzbar machen. 

(2) Der Erwerb von Grundſtücken und Erbbaurechten iſt der Wohnungskreditanſtalt zur 

Verhütung von Verluſten an den von ihr gewährten oder verbürgten Darlehen oder an den ihr 
zur Verwaltung übertragenen Mitteln geſtattet. 


(3) Der Wohnungskreditanſtalt können ſonſtige mit der Finanzierung von Kleinwohnungs⸗ 


bauten und Siedlungen in Verbindung ſtehende ee für fene Rechnung durch die ur 
ſtändigen Minifter übertragen werden. 29105 : 


§ 5. 
Für die Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Wohnungskreditanſtalt aus ihren auf⸗ 
genommenen Darlehen und aus ihren Bürgſchaftsverpflichtungen erwachſen, haftet der Preußiſ ſche 
Staat gegenüber den Gläubigern der Wohnungskreditanſtalt wie ein Bürge. 


ae 86. 
4005 Das Grundkapital der Wohnungskreditanſtalt beſteht: 
Ae n; a) aus der für die Zeit ihres Beſtehens gewährten ‚Stammeinlage des Breufitden 
duc 8911 nn, Stagtes; 
int b) aus denjenigen Stammeinlagen, mit denen ſich das Reich oder andere Stönperhaften 
oder Anſtalten des öffentlichen Rechtes beteiligen. 
(2) Die Stammeinlage des Preußiſchen Staates beträgt 10 Millionen Reichsmark. 


00 Eine Erhöhung des Grundkapitals kann durch die Satzung un werden. 
() Der Gewinnanteil darf höchſtens 5 vom Hundert . . 1 


Zur en eines aus der Bilanz fich en Verlustes iſt eine Micklage zu bien, Dieſer 

werden vom Preußiſchen A fünf 1 1 5 
garnicht & ET 

() Organe der r Wohttungskreditarſtalt ſind der Vorſtand der Verwalkültgsrat und die 
Hauptverſammlung. Ein Vorſtandsmitglied muß zum Richteramt befähigt ſein. 

(2) Die Wohnungskreditanſtalt ſteht unter der Aufſicht des N für e 
und des Finanzminiſters. 
0) Für die Überwachung der laufenden Geſchäftsführung kann durch die ee Miniſter 
ein beſonderer Staatskommiſſar beſtellt werden. 


§ 9. 
() Die hauptamtlichen Vorſtandsmitglieder der Wohnungskreditanſtalt nde als Mittelbcre 
preußiſche Staatsbeamte anzustellen. Ihre Anſtellung erfolgt auf Zeit und bedarf der Beſtätigung 
durch die zuſtändigen Miniſter. Di Dienſtbezüge werden in Anlehnung an die jeweiligen Dienſt⸗ 
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bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten geregelt. Der Vorſtand hat die Eigenſchaft einer öffent⸗ 
lichen Behörde. 

E) Dienſtvorgeſetzte im Sinne der Beamtendienſtſtrafordnung vom 27. Januar 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 59) für diejenigen Vorſtandsmitglieder, die mittelbare preußiſche Staatsbeamte ſind, 
ſind der Miniſter für Volkswohlfahrt und der Finanzminiſter. Dienſtvorgeſetzter der nicht zum 
Vorſtand gehörigen Beamten iſt der Vorſtand. 


(3) Die Geſchäfte der Wohnungskreditanſtalt werden von dem Vorſtande geführt. Innerhalb 
dieſes Geſchäftsbereichs vertritt er die Wohnungskreditanſtalt gerichtlich und außergerichtlich. Die 
innerhalb des Geſchäftskreiſes der Wohnungskreditanſtalt unter Beidrückung des Siegels nach Maß⸗ 
gabe der Satzung ausgeſtellten Urkunden haben die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden. 


(4) Defektenbeſchlüſſe des Vorſtandes find ohne weiteres vollſtreckbar. 


§ 10. 

() Die preußiſchen Staatsbeamten, die etwa in den Dienſt der Wohnungskreditanſtalt über⸗ 
nommen werden, können aus dem Staatsbeamtenverhältnis ausſcheiden. Ihre zur Zeit des Aus⸗ 
ſcheidens aus dem Beamtenverhältnis erworbenen Anſprüche auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
fürſorge bleiben gewahrt. 


(2) Der Anſpruch auf Ruhegehalt wird fällig, ſobald der von der Wohnungskreditanſtalt 
übernommene Beamte nach Vollendung des 65. Lebensjahrs oder infolge dauernder Berufs⸗ 
unfähigkeit aus dem Dienſte der Wohnungskreditanſtalt ausſcheidet. Iſt ihm das Dienſtverhältnis 
von der Wohnungskreditanſtalt gekündigt, ohne daß ein Grund vorliegt, der nach Beamtenrecht die 
Dienſtentlaſſung rechtfertigen würde, ſo tritt die Fälligkeit mit dem Zeitpunkt ein, zu dem die 
Wohnungskreditanſtalt die Gehaltszahlung einſtellt. Scheidet er, ohne dauernd berufsunfähig 
zu ſein, vor Vollendung des 65. Lebensjahrs aus eigener Entſchließung aus dem Dienſte der 
Wohnungskreditanſtalt aus, weil ihm die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes nicht zugemutet 
werden kann, ſo tritt die Fälligkeit ein, ſobald er das 65. Lebensjahr vollendet oder dauernd berufs⸗ 
unfähig wird oder beſchäftigungslos iſt; bei Beſchäftigungsloſigkeit ruht der Anſpruch, ſolange und 
ſoweit der übernommene Beamte ſchuldhaft keine Beſchäftigung findet, die ihm nach ſeiner früheren 
Beamtenſtellung zugemutet werden kann. Der Anſpruch ruht auch, ſolange und ſoweit die Be⸗ 
friedigung des Anſpruchs von der Wohnungskreditanſtalt übernommen wird. 


(3) Die Gerichte ſind an die Entſcheidung der vorgeſetzten Behörde über das Beſtehen des 
Verſorgungsanſpruchs nicht gebunden. 


§ 11. 

Die Rechtsverhältniſſe der Wohnungskreditanſtalt werden innerhalb der Vorſchriften dieſes 
Geſetzes durch die Satzung beſtimmt. Die erſte Satzung wird vom Staatsminiſterium erlaſſen. 
Über Satzungsänderungen beſchließt die Hauptverſammlung. Satzungsänderungen bedürfen der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. Die Satzung und ihre Anderungen ſind jeweils in der 
Preußiſchen Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 


8 12. 


Steuern und Gebühren, die aus Anlaß der Übertragung der Hypotheken auf die Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt gemäß § 2 für die erforderlichen Beurkundungen und Eintragungen im Grundbuch 
entſtehen, werden nicht erhoben. 


AS 13. 
Ein Teil der für die Bautätigkeit beſtimmten Hauszinsſteuermittel kann zur Beteiligung des 
Preußiſchen Staates mit Stammeinlagen ſowie zur Bildung von Rücklagen und des Bürgſchafts⸗ 
ſicherungsfonds bei der Wohnungskreditanſtalt verwendet werden. 
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— 


9 14. 
Die Auflöſung der Wohnungskreditanſtalt erfolgt auf Grund eines Geſetzes. 


8 155 Ar, 
Die zuſtändigen Miniſter treffen die zur Ausführung diefer Verordnung erforderlichen Vor⸗ 
ſchriften. 


Berlin, den 4. Mai 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. Klepper. 
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